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Stellt ein Unternehmer seine gewerbliche Tätigkeit ein, liegt darin 
nicht zwingend eine Betriebsaufgabe, die zur steuerpflichtigen 
Aufdeckung der stillen Reserven führt. Die Einstellung kann 
auch nur als Betriebsunterbrechung zu beurteilen sein, die den 
Fortbestand des Betriebs unberührt lässt. Eine solche Betriebs-
unterbrechung liegt vor, wenn bei Einstellung der gewerblichen 
Tätigkeit die Absicht vorhanden ist und die Möglichkeit besteht, 
den Betrieb in gleichartiger Weise wieder aufzunehmen. Der still-
gelegte und später wieder eröffnete Betrieb müssen als identisch 
anzusehen sein.
Das Finanzgericht Düsseldorf hatte folgenden Fall zu entschei-
den: Ein als Bauträger tätiger Einzelunternehmer gründete als 
alleiniger Gesellschafter eine GmbH, die ein Bauunternehmen 
betrieb. Zwei Jahre nach Gründung der GmbH verpachtete er 
das gesamte Anlagevermögen des Einzelunternehmens an die 
GmbH. Dadurch entstand eine Betriebsaufspaltung zwischen 
dem Einzelunternehmen (Besitzunternehmen) und der GmbH 
(Betriebsunternehmen). In der Bilanz des Einzelunternehmens 
waren die GmbH-Anteile richtigerweise als Anlagevermögen 
aktiviert. Aus Rentabilitätsgründen stellte der Unternehmer die 
Bauträgertätigkeit ein. Zuvor hatte er das bisher an die GmbH 
verpachtete Anlagevermögen an die GmbH veräußert.
In der Veräußerung sah das Finanzamt die Beendigung der 
Betriebsaufspaltung und die damit verbundene zwangsweise 
Aufgabe des Einzelunternehmens. Die im Einzelunternehmen 
aktivierten GmbH-Anteile seien in das Privatvermögen zu über-
führen. Der Aufgabegewinn sei steuerpflichtig.
Das Finanzgericht folgte dieser Auffassung. Durch die Veräu-
ßerung des gesamten Anlagevermögens sei der Unternehmer 
nicht mehr in der Lage gewesen, den Betrieb identitätswahrend 
fortzuführen.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Wird ein von einer Kapitalgesellschaft gewährtes Darlehn, 
z.  B. wegen Insolvenz des Darlehensschuldners, unein-
bringlich, muss sie es handelsrechtlich gewinnmindernd 
abschreiben, steuerlich kann sie es abschreiben. Hat die 
Kapitalgesellschaft das Darlehn ihrem Gesellschafter oder 
einer diesem nahe stehenden Person zu unter fremden 
Dritten nicht üblichen Bedingungen gewährt (z. B. keine 
Besicherung bei langfristigem Darlehn trotz angespannter 
wirtschaftlicher Lage des Schuldners), ist die Abschreibung 
nach Auffassung des Finanzgerichts München durch eine 
verdeckte Gewinnausschüttung zu korrigieren, sodass der 
steuerliche Gewinn im Ergebnis nicht gemindert wird. Das 
Darlehn wurde in diesem Fall aus im Gesellschaftsverhältnis 
liegenden Gründen und nicht aus im betrieblichen Interesse 
der Gesellschaft liegenden Gründen gegeben.

Entgeltumwandlung
Verdeckte Gewinnausschüttung?
Ein Geschäftsführer war mehrheitlich an einer GmbH beteiligt. 
Die GmbH sagte ihm 1994 eine Altersrente von 60 % des letzten 
Grundgehalts ab dem 65. Lebensjahr zu. Die Altersversorgung 
wurde 2010 mit einer zusätzlichen Unterstützungskassenzusage 
verbessert. Hierzu wurde eine Entgeltumwandlung vereinbart. 
Die gekürzten Gehaltsanteile zahlte die GmbH an die Versor-
gungskasse, die dem Geschäftsführer eine Versorgungszusage 
erteilte und eine entsprechende Rückdeckungsversicherung 
abschloss. Die GmbH berücksichtigte die Beitragszahlungen als 
Betriebsausgaben.

Das Finanzamt hingegen sah in der Unterstützungskassenzusage 
eine verdeckte Gewinnausschüttung. Es argumentierte, dass der 
Geschäftsführer zum Zeitpunkt der Zusage bereits das 58. Le-
bensjahr überschritten habe und die zusätzliche Altersversorgung 
nicht mehr erdienen könne.

Der Bundesfinanzhof widersprach der Auffassung der Finanzver-
waltung. Wirtschaftlich betrachtet verfügt der Geschäftsführer 
mit der durch Entgeltumwandlung finanzierten Altersversorgung 
über sein eigenes (künftiges) Vermögen. Er legt lediglich Aktiv-
bezüge zugunsten künftiger Altersbezüge zurück. Daher gibt 
es regelmäßig keine Veranlassung, die Entgeltumwandlung am 
Maßstab der Erdienbarkeit zu prüfen.
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Notwendiges Betriebsvermögen liegt vor, wenn Wirtschaftsgüter 
zu mehr als 50 % eigenbetrieblich genutzt werden. Dabei kommt 
es nicht darauf an, ob diese Wirtschaftsgüter in der Bilanz, in der 
Buchführung oder im Anlagenverzeichnis ausgewiesen werden. 
Entscheidend ist die tatsächliche Nutzung.
Gewillkürtes Betriebsvermögen liegt vor, wenn ein Wirtschaftsgut 
objektiv geeignet und bestimmt ist, den Betrieb zu fördern. Eine 
entsprechende Zuordnung kommt nur in Betracht, wenn die be-
triebliche Nutzung zwischen 10 % und 50 % liegt. Die Zuordnung 
muss unmissverständlich erfolgen, z. B. durch Aufnahme in die 
Bilanz oder durch Erfassung in der Buchhaltung.
Bei einer Veräußerung oder einer Überführung in das Privatver-
mögen eines zum Betriebsvermögen gehörenden Wirtschaftsguts 
sind die darin enthaltenen stillen Reserven zu versteuern.
Nach einem Urteil des Finanzgerichts Nürnberg kann die Be-
teiligung an einer GmbH notwendiges Betriebsvermögen eines 
Einzelunternehmens sein, wenn sie für dieses wirtschaftlich vor-
teilhaft ist. Ein Einzelunternehmer hielt zwar nur 45 % der Anteile 
an einer GmbH, stellte seine bei der GmbH dennoch bestehende 
Machtstellung in den Dienst seines Einzelunternehmens. Das 
reichte dem Gericht, um die Beteiligung als Betriebsvermögen zu 
qualifizieren. Ob die Aktivierung im Zuge einer Betriebsprüfung 
ggf. unrichtig war, spiele keine Rolle, da der Unternehmer auch in 
den Folgejahren an der Bilanzierung der Beteiligung festgehalten 
habe. Durch die Schenkung der Anteile an seine Ehefrau und 
Kinder habe er einen steuerpflichtigen Entnahmegewinn realisiert.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden.

Erwirbt ein leitender Arbeitnehmer verbilligt eine GmbH-Beteili-
gung, kann dies für ihn auch dann zu Arbeitslohn führen, wenn 
nicht der Arbeitgeber selbst, sondern stattdessen ein Gesellschaf-
ter des Arbeitgebers die Beteiligung veräußert. Es reicht, dass der 
Vorteil aus dem verbilligten Erwerb dem Arbeitnehmer für seine 
Arbeitsleistung gewährt wird.
Der als Arbeitslohn zu erfassende geldwerte Vorteil besteht nicht 
in der übertragenen Beteiligung als solcher. Er besteht in der 
Verbilligung, also dem Preisnachlass. Die Bewertung des Vorteils 
erfolgt anhand des gemeinen Werts der Beteiligung. Primär ist 
dieser aus Verkäufen abzuleiten, die weniger als ein Jahr zurück-
liegen. Solche Verkäufe sind aber dann nicht zu berücksichtigen, 
wenn sie unter ungewöhnlichen Verhältnissen zustande gekom-
men sind. Verkäufe eines Arbeitgebers an einen Arbeitnehmer 
etwa stellen in der Regel keine Veräußerungen im gewöhnlichen 
Geschäftsverkehr dar, da es nahe liegt, dass das Arbeitsverhältnis 
Einfluss auf die Verkaufsmodalitäten hat.
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs)
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Eine Kapitalgesellschaft hat keine außerbetriebliche Sphäre. Alle 
von ihr angeschafften Wirtschaftsgüter gehören folglich zu ihrem 
Betriebsvermögen. Der Nachweis der betrieblichen Veranlassung 
ist nicht erforderlich. Die Finanzverwaltung ist nicht berechtigt, 
auf der Ebene der Gewinnermittlung der Gesellschaft den Be-
triebsausgabenabzug zu versagen. Nutzt der Gesellschafter der 
GmbH gehörende Wirtschaftsgüter auch für private Zwecke, 
sind diese Sachverhalte nach den Grundsätzen der verdeckten 
Gewinnausschüttung zu behandeln.
In einem vom Finanzgericht München entschiedenen Fall bestritt 
eine GmbH, dass der in ihrem Betriebsvermögen vorhandene 
hochwertige Pkw vom alleinigen Gesellschafter-Geschäftsführer 
für private Zwecke genutzt wurde. Als Grund für die Nichtberück-
sichtigung als verdeckte Gewinnausschüttung gab sie an, dass 
dem Geschäftsführer für private Fahrten ein im Privatvermögen 
gehaltenes gleichwertiges Fahrzeug zur Verfügung gestanden 
habe. Das Finanzgericht entschied, dass 
in diesem Fall der Anscheinsbeweis 
für eine private Nutzung des 
betrieblichen Pkw entkräftet sei. 
Zur Annahme einer verdeckten 
Gewinnausschüttung müsse 
das Finanzamt die private 
Nutzung des betrieblichen 
Fahrzeugs beweisen.

Private Kfz.-Nutzung
Verdeckte Gewinnausschüttung?
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GmbH-Beteiligung
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Kaffee ist nur 
schädlich, wenn dir ein
ganzer Sack aus dem
fünften Stock auf
den Kopf fällt

. . . und zum Schluss noch 
                              ein Spaß!


